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  I. Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-Lippe   
 
 

1.                  Kirchengesetz zur Ergänzung und Durchführung des Kirchengesetzes 
über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Datenschutz-Anwendungsgesetz – DSAG) 
vom 24. November 2018 

 
Zur Durchführung und Ergänzung des Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen 

Kirche in Deutschland (EKD-Datenschutzgesetz – DSG-EKD) vom 15. November 2017 (Abl. EKD S. 

353) hat die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schaumburg-Lippe auf ihrer 

Tagung am 24. November 2018 gemäß Artikel 52 der Verfassung der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Schaumburg-Lippe das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(zu § 2 Absatz 1 Satz 1 DSG-EKD) 
 
Kirchliche Stellen sind die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-Lippe, die 

Kirchengemeinden, alle der Landeskirche zugeordneten kirchlichen und diakonischen Werke und 

Einrichtungen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform sowie die der Aufsicht der Landeskirche 

unterstehenden rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen oder des öffentlichen Rechts. 

 
§ 2 

Errichtung der Aufsichtsbehörde und Bestellung des Beauftragten für den Datenschutz 
(zu § 39 Abs. 1 DSG-EKD) 

 

Die Aufgaben der Aufsichtsbehörde werden für die Landeskirche und die ihr zugeordneten 

diakonischen Werke und Einrichtungen durch die Aufsichtsbehörde der Evangelischen Kirche in 

Deutschland wahrgenommen. Der Landeskirchenrat kann eine eigene Aufsichtsbehörde für die 

Landeskirche errichten. Die Errichtung einer eigenen Aufsichtsbehörde für das Diakonische Werk 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. bedarf des Einvernehmens der beteiligten Kirchen.  

 

§ 3 
Diakonisches Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e. V. 

 

Das Diakonische Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e. V. verpflichtet seine Mitglieder zur 

Beachtung dieses Kirchengesetzes und der zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsvorschriften in seiner 

Satzung. 

 

§ 4 
Örtlich Beauftragter für den Datenschutz 

(zu § 36 DSG-EKD) 
 

Das Landeskirchenamt bestellt für die Landeskirche und die Kirchengemeinden einen örtlich 

Beauftragten für den Datenschutz und erlässt nähere Regelungen zum Umfang der Tätigkeit sowie zu 

weiteren Mitteilungs- und Bekanntmachungspflichten.  
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§ 5 
Verantwortliche Stelle 

 

(1) Verantwortliche Stelle für die Einhaltung und Umsetzung der Bestimmungen zum Datenschutz 

 sind für den Bereich der Landeskirche das Landeskirchenamt, für die Kirchengemeinden der 

 Kirchenvorstand und für die anderen kirchlichen Körperschaften das jeweils für die 

 Rechtsvertretung zuständige Organ. 

 

(2) Für unselbständige Einrichtungen der kirchlichen Körperschaften kann die Aufgabe der 

 verantwortlichen Stelle auf die jeweilige Leitung der Einrichtung übertragen werden. 

 

(3) Verantwortliche Stelle für die Einhaltung und Umsetzung der Bestimmungen zum Datenschutz 

 in den kirchlichen Diensten, Werken und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit ist das 

 durch Kirchengesetz, Satzung, Vereinbarung oder Stiftungsurkunde mit der Geschäftsführung 

 beauftragte Organ. 

 

§ 6 
Übersicht über die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit 

(zu § 2 Absatz 1 Satz 3 DSG-EKD) 

 

Die Übersicht über die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit führt 

das Landeskirchenamt. 

 

§ 7 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

(zu § 31 Abs. 1 DSG-EKD) 
 

Für Verarbeitungstätigkeiten, die einheitlich in der Landeskirche durchgeführt werden, wird das 

Verarbeitungsverzeichnis zentral im Landeskirchenamt geführt.  

 

§ 8 
Automatisierte Abrufverfahren und gemeinsame Dateien 

 

Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens oder einer gemeinsamen automatisierten 

Datei, in oder aus der mehrere verantwortliche Stellen personenbezogene Daten verarbeiten, ist 

zulässig, soweit dies unter Berücksichtigung der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen 

und der Aufgaben der beteiligten Stellen angemessen ist und durch technische und organisatorische 

Maßnahmen Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vermieden werden 

können. 

 
§ 9 

Weitere Regelungen 
 

(1) Das Nähere zu den Grundsätzen des Datenschutzes, insbesondere in den Aufgabenbereichen 

 der Verkündigung, Seelsorge, Bildung, Diakonie und Mission sowie in den übrigen Aufgaben der 

 Leitung und Verwaltung wird durch Verordnung des Landeskirchenrates geregelt. 
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(2) Das Landeskirchenamt kann für die Umsetzung der aus dem DSG-EKD resultierenden 

 Verpflichtungen der kirchlichen Stellen, insbesondere für die Informationspflichten, die 

 Verpflichtung auf das Datengeheimnis, das Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten, die 

 Meldung von Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehörde sowie 

 für die Datenschutzfolgenabschätzung Formblätter, Muster und andere Vordrucke empfehlen 

 oder für verbindlich erklären. 

 

§ 10 
Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes tritt das Kirchengesetz der Konföderation 

 evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Ergänzung und Durchführung des Kirchengesetzes 

 über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 23. November 1995, zuletzt 

 geändert durch Kirchengesetz vom 9. März 2013 außer Kraft. 

 

 

Bückeburg, 24. November 2018 

 

 

 

                   Kiefer Dr. Manzke 

 Präsident der Landessynode    Vorsitzender des Landeskirchenrates 
 
 
2.                               Rechtsverordnung zur Durchführung und Ergänzung 

datenschutzrechtlicher Vorschriften  
(DATVO) 

vom 12. Dezember 2018 
 
Aufgrund Art. 54 Abs. 1 Buchstabe b) der Verfassung der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe i. 

V. m. § 9 des Kirchengesetzes zur Ergänzung und Durchführung des Kirchengesetzes über den 

Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (Datenschutz-Anwendungsgesetz – DSAG) vom 

24. November 2018 erlässt der Landeskirchenrat die folgende Verordnung: 

 

I. Prinzipien des Datenschutzes 

 
§ 1  

Rechtmäßigkeit, Grundsätze, Offenlegung 
 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist rechtmäßig, wenn das Kirchengesetz über den 

 Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) oder eine andere 

 Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet oder soweit die betroffene Person eingewilligt hat 

 (Grundsatz des Verbots mit Erlaubnisvorbehalt). 
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(2) Die Verarbeitung ist außerdem rechtmäßig, wenn die Datenkenntnis zur Erfüllung der 

 Aufgaben der verantwortlichen Stelle erforderlich ist. Maßgebend sind die durch das kirchliche 

 Recht bestimmten oder herkömmlichen Aufgabenbereiche der Verkündigung, Seelsorge, 

 Diakonie, Mission und Unterweisung, Finanzverwaltung, Melde- und Friedhofswesen und der 

 übrigen Aufgaben der Verwaltung in kirchlichen Körperschaften, Behörden und Dienststellen 

 sowie in kirchlichen Werken und Einrichtungen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform. 

 

(3) Im Übrigen ist die Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die 

 Voraussetzungen des § 6 DSG-EKD vorliegen. 

 

(4) Für die Grundsätze der Verarbeitung personenbezogener Daten, für die Rechtmäßigkeit der 

 Verarbeitung, die Rechtmäßigkeit der Zweckänderung, die Offenlegung an andere Stellen, die 

 Datenübermittlung an Stellen außerhalb der Europäischen Union, für die Einwilligung, für die 

 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten und für die Verarbeitung 

 personenbezogener Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gelten die 

 Vorschriften des 2. Kapitels des DSG-EKD. 

 

(5) Die Begriffsbestimmungen für den kirchlichen Datenschutz sind in § 4 DSG-EKD erläutert. 

 Soweit kirchliche Stellen personenbezogene Daten im Zusammenhang mit Leistungen der 

 Träger von Diakonie und Sozialhilfe verarbeiten, sind die besonderen Bestimmungen der 

 Sozialgesetzbücher, insbesondere über das Sozialgeheimnis (§ 35 SGB I) und den Schutz der 

 Sozialdaten (§§ 67 ff. SBG X) sowie über bereichsbezogene Datenschutzbestimmungen der 

 Gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V) und der Sozialen Pflegeversicherung (SBG XI) zu 

 beachten.  

 

§ 2 
Grundsätzliche Schutzmaßnahmen 

 
(1) Für den Schutz personenbezogener Daten gelten neben den Bestimmungen des DSG-EKD, der 

 Verordnung zur Sicherheit der Informationstechnik (ITSVO) und des DSAG die nachfolgenden 

 Grundsätze. 

 

(2) Die Umsetzung der Verpflichtungen aus der ITSVO, insbesondere die 

 Informationssicherheitsorganisation und die kontinuierliche Weiterentwicklung von 

 Informationssicherheitsstandards, regelt das Landeskirchenamt im Rahmen von Richtlinien. 

 

(3) Die verantwortlichen Stellen im Sinne von § 4 Nr. 9 DSG-EKD sind verpflichtet, unter Beachtung 

 der in § 27 DSG-EKD genannten Grundsätze für die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen 

 für ihren Bereich zu sorgen und geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu 

 treffen. 

 

(4) Der Personenkreis, der Zugang zu personenbezogenen Daten hat, ist auf das unbedingt 

 notwendige Maß zu beschränken und auf die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen gemäß 

 § 26 DSG-EKD zu verpflichten. Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung des 

 Dienstverhältnisses bzw. der ehrenamtlichen Tätigkeit. Näheres hierzu regelt das 

 Landeskirchenamt durch Verwaltungsvorschrift. 

 

(5) Verstöße gegen das Datengeheimnis sind Pflichtverletzungen und können bei beruflichen und 

 ehrenamtlichen Mitarbeitenden rechtliche Konsequenzen oder Haftungstatbestände auslösen. 

 Bei beruflich Mitarbeitenden können diese Verstöße dienstrechtlich und disziplinarrechtlich 

 oder arbeitsrechtlich geahndet werden. 
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(6) Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit der kirchlichen Mitarbeitenden (z. B. §§ 30, 31 

 Pfarrdienstgesetz der EKD, § 24 Kirchenbeamtengesetz der EKD) und über sonstige 

 Geheimhaltungspflichten (z.B. Steuergeheimnis) bleiben unberührt. 

 

(7) Für die Nutzung privater End-Geräte im dienstlichen Bereich sind die Regelungen gemäß § 2 

 Absatz 2 ITSVO anzuwenden. Die Nutzung dienstlicher Endgeräte für private Zwecke soll durch 

 Dienstvereinbarung oder Dienstanweisung geregelt werden. 

 

(8) Analoge und digitale Daten, die nicht mehr benötigt werden, sind in einer Weise zu vernichten 

 bzw. zu löschen, die jede Weiterverwendung und jeden Missbrauch der Daten ausschließt. 

 

§ 3 
Auftragsverarbeitung 

 
(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere kirchliche oder sonstige Stellen oder 

 Personen verarbeitet, ist § 30 DSG-EKD zu beachten. Die Speicherung der personenbezogenen 

 Daten hat mandantenbezogen zu erfolgen. Mandant ist, in dessen Auftrag oder zu dessen 

 Gunsten die Auftragsverarbeitung durchgeführt wird. 

 

(2) Eine Weitergabe der personenbezogenen Daten an Dritte durch den Auftragnehmer ist 

 auszuschließen. 

 

(3) Örtlich Beauftragte für den Datenschutz sind frühzeitig bei der Auftragsverarbeitung zu 

 beteiligen. 

 

II. Gemeindegliederverzeichnis, Kirchenbuch, Gemeindegliederdaten 
 

§ 4 
Gemeindegliederverzeichnis 

 
(1) Unbeschadet der Vorschriften des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 

 über die Kirchenmitgliedschaft und die zur Ergänzung und Durchführung ergangenen 

 Vorschriften gelten für die Führung und Fortschreibung des Gemeindegliederverzeichnisses die 

 Bestimmungen der folgenden Absätze 2 bis 4. 

 

(2) Die zuständigen kirchlichen Stellen dürfen zur Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene 

 Daten, die ihnen nach dem staatlichen Melderecht übermittelt werden und die im 

 Gemeindegliederverzeichnis gespeichert sind oder gespeichert werden sollen, aufgrund dieser 

 Verordnung oder einer anderen Rechtsvorschrift verarbeiten. 

 

(3) Das Recht und die Pflicht, das Gemeindegliederverzeichnis von Amts wegen fortzuschreiben, 

 wenn gespeicherte Daten sich geändert haben oder wenn Daten zu speichern sind, erstrecken 

 sich auch auf die von den Meldebehörden aus dem Melderegister übermittelten Daten der 

 Kirchenmitglieder. Dies gilt insbesondere für die Berichtigung von Fehlern und für die 

 Vervollständigung von Datenangaben aufgrund von kirchlichen Amtshandlungen oder 

 Umgemeindungen. 

 

(4) Daten aus dem Kirchenbuchwesen und der Kirchgeldhebung dürfen mit Meldewesendaten 

 wechselseitig verknüpft werden.  
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§ 5 
Veröffentlichung von Gemeindegliederdaten und Amtshandlungsdaten 

 

(1) Die Kirchengemeinden dürfen Alters- und Ehejubiläen von Gemeindegliedern in 

 Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen Publikationen mit Namen sowie Tag und 

 Ort des Ereignisses veröffentlichen, soweit die Betroffenen im Einzelfall nicht widersprochen 

 haben. Auf das Widerspruchsrecht sind die Betroffenen rechtzeitig vor der Veröffentlichung 

 hinzuweisen. Bei regelmäßigen Veröffentlichungen ist es ausreichend, wenn ein Hinweis auf das 

 Widerspruchsrecht regelmäßig an derselben Stelle wie die Veröffentlichung erfolgt. 

 

(2) Die Kirchengemeinden dürfen Amtshandlungen in Gottesdiensten bekannt geben und in 

 Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen Publikationen mit Namen sowie Tag und 

 Ort der Amtshandlung veröffentlichen sowie Auskünfte zu Amtshandlungen erteilen. Die 

 Bekanntgabe, Veröffentlichung und Auskunft unterbleibt, wenn hierfür von den Betroffenen ein 

 überwiegendes schutzwürdiges Interesse am Ausschluss der Veröffentlichung geltend gemacht 

 wird. 

 

(3) Die aus den kommunalen Melderegistern übermittelten Auskunfts- und Übermittlungssperren 

 sowie Widersprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind in die kirchlichen 

 Gemeindegliederverzeichnisse aufzunehmen und zu beachten. Personenbezogene Daten von 

 Personen, für die Auskunftssperren nach § 51 Bundesmeldegesetz (BMG), ein bedingter 

 Sperrvermerk nach § 52 BMG oder Maßnahmen des Zeugenschutzes (§ 53 BMG) bestehen, 

 dürfen für Veröffentlichungen nur genutzt werden, wenn vorher das schriftliche Einverständnis 

 der betroffenen Personen eingeholt wurde. Dies gilt auch für die Familienangehörigen der 

 betroffenen Personen. 

 

(4) Die Veröffentlichung von Namen von Gemeindegliedern, ihrer Alters- und Ehejubiläen sowie 

 von kirchlichen Amtshandlungsdaten im Internet ist nur zulässig, wenn die Einwilligung der 

 betroffenen Personen vorher schriftlich eingeholt wurde. 

 
III. Verkündigungsdienste 

 
§ 6 

Angehörige der im Verkündigungsdienst Tätigen 
 

Die zuständige kirchliche Stelle  kann für die in § 49 DSG-EKD genannten Zwecke personenbezogene 

Daten der Angehörigen von Pfarrern, Pfarrerinnen, Pastoren, Pastorinnen, Vikaren, Vikarinnen, 

Bewerber und Kandidaten und Kandidatinnen des Predigtamtes, Pfarrverwalter und 

Pfarrverwalterinnen verarbeiten, soweit dies im Rahmen der Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

 

§ 7 
Ehrenamtliche 

 
(1) Personenbezogene Daten, der in der kirchlichen oder in der diakonischen Arbeit ehrenamtlich 

 Tätigen, können von der verantwortlichen Stelle oder dem Diakonischen Werk verarbeitet 

 werden, soweit dies im Rahmen der Aufgabenerfüllung erforderlich ist.  

 

(2) Die zuständigen kirchlichen Stellen dürfen Namen, Geburtsdaten, Adressen sowie kirchliche 

 Ämter und Funktionen von ehrenamtlich Tätigen zur Erfüllung kirchlicher Aufgaben an die 

 aufsichtsführenden Stellen, diakonische Stellen an das Diakonische Werk  sowie die jeweiligen 

 Fachverbände offenlegen, soweit dies im Rahmen der Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 
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§ 8 
Theologiestudierende 

 
Die zuständigen kirchlichen Stellen dürfen personenbezogene Daten der in die Liste der 

Studierenden der Theologie eingetragenen Studierenden verarbeiten, soweit dies zur Förderung des 

Studiums, zur Begleitung und Beratung bei der Ausbildung, zu Prüfungszwecken sowie zur 

Durchführung der in § 49 Absatz 1 DSG-EKD genannten Maßnahmen erforderlich ist. 

 

IV. Bildungswesen sowie Ausbildung und Fortbildung 
 

§ 9 
Schülerinnen und Schüler 

 
(1) Schulen in kirchlicher und in diakonischer Trägerschaft dürfen personenbezogene Daten ihrer 

 Schüler und Schülerinnen und der Erziehungsberechtigten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung 

 der Aufgaben erforderlich ist. Das Gleiche gilt für ein der Schule angegliedertes Internat. Die 

 zuständige kirchliche Stelle sowie deren Diakonisches Werk haben neben der Schule die 

 Befugnisse nach Satz 1.  

 

(2) Die in Absatz 1 genannten Daten dürfen kirchlichen Stellen, staatlichen Schulaufsichtsbehörden 

 sowie weiteren Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs nur übermittelt werden, soweit sie 

 von diesen zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt 

 werden. 

 

§ 10 
Lehrerinnen und Lehrer 

 
(1) Schulen und deren kirchliche oder diakonische Träger dürfen von den Lehrerinnen und Lehrern, 

 Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern sowie Studienreferendarinnen und 

 Studienreferendaren personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Aufgabenerfüllung, 

 insbesondere bei der Unterrichtsorganisation sowie in dienstrechtlichen, arbeitsrechtlichen 

 oder sozialen Angelegenheiten erforderlich ist. 

 

(2) Die in Absatz 1 genannten Daten dürfen kirchlichen Stellen, staatlichen Schulaufsichtsbehörden 

 sowie weiteren Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs nur übermittelt werden, soweit sie 

 von diesen zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt 

 werden. 

 

§ 11 
Kirchliche Bestätigung von Religionslehrkräften 

 
(1) Die zuständigen kirchlichen Stellen dürfen von den Personen, die eine kirchliche Bestätigung für 

 die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht beantragen, die für die Bearbeitung des 

 Antrags und die Teilnahme an Vokationstagungen erforderlichen personenbezogenen Daten im 

 Rahmen der Erfüllung der Aufgaben verarbeiten und an kirchliche Stellen weiterleiten.  

 

(2) Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten dürfen an staatliche 

 Schulaufsichtsbehörden, Schulen und andere kirchliche Stellen offengelegt werden, soweit dies 

 zur Aufgabenerfüllung dieser Stellen erforderlich ist. Eine Veröffentlichung der 

 personenbezogenen Daten bedarf der Einwilligung der Betroffenen. 
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§ 12 
Religionspädagogische Einrichtungen 

 
(1) Die religionspädagogischen Einrichtungen dürfen von den Personen, die Lehrgänge als Lehrende 

 oder Teilnehmende besuchen, die für die Veranstaltungen, Kurse und Prüfungen erforderlichen 

 personenbezogenen Daten verarbeiten, soweit dies im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben 

 erforderlich ist. 

 

(2) Die religionspädagogischen Einrichtungen dürfen die zur auftragsgemäßen Betreuung, 

 Unterrichtung und Fortbildung der evangelischen Religionslehrerinnen und Religionslehrer 

 erforderlichen personenbezogenen Daten dieses Personenkreises verarbeiten. 

 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten personenbezogenen Daten dürfen für Zwecke der Aus-, 

 Fort- und Weiterbildung an staatliche Schulaufsichtsbehörden, Schulen und andere kirchliche 

 Stellen übermittelt werden, soweit dies zur Aufgabenerfüllung dieser Stellen erforderlich ist. 

 Eine Veröffentlichung der personenbezogenen Daten bedarf der Einwilligung der Betroffenen. 

   

§ 13 
Ausbildung des kirchlichen Verwaltungsnachwuchses 

 
(1) Die zuständigen kirchlichen Stellen sind berechtigt, Daten der Ausbildung des kirchlichen 

 Verwaltungsnachwuchses, die nach dem Berufsbildungsgesetz des Bundes erhoben sind, für 

 Lehrgänge und Prüfungen der Ausbilder an die zuständigen Stellen des Berufsbildungsgesetzes 

 zu übermitteln. 

 

(2) Die für die Ausbildung erforderlichen personenbezogenen Daten der Kirchenbeamten und 

 Kirchenbeamtinnen auf Widerruf im Vorbereitungsdienst können die zuständigen Stellen der 

 Kirchen den Ausbildungsstätten bei Anmeldung zu Studium und Prüfung sowie bei Zuweisung 

 zur theoretischen Ausbildung übermitteln. Das Gleiche gilt hinsichtlich der Verwaltungsstellen, 

 denen die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen zur berufspraktischen Ausbildung 

 zugewiesen werden. Für die Anmeldung der Teilnehmenden bei Verwaltungslehrgängen gilt 

 Satz 1 entsprechend. 

 

§ 14 
Liste der Teilnehmenden bei Fortbildung und Veranstaltungen 

 
(1) Kirchliche Stellen können bei ihren Fortbildungen und Veranstaltungen personenbezogene 

 Daten der Mitwirkenden und der Teilnehmenden verarbeiten, soweit dies für die Durchführung 

 der Fortbildung oder Veranstaltung notwendig ist. 

 

(2) Die Listen von Teilnehmenden bei Fortbildungen und Veranstaltungen dürfen allen 

 Teilnehmerinnen und Teilnehmern übermittelt werden. Auf das Widerspruchsrecht ist 

 hinzuweisen. Bei Widersprüchen ist die Liste der Teilnehmenden entsprechend anzupassen.   

 

(3) Die personenbezogenen Daten von Teilnehmenden dieser Fortbildungen und Veranstaltungen 

 dürfen mit Einwilligung der Betroffenen verarbeitet werden, soweit die kirchlichen Stellen 

 diesen Personen weitere Schulungshinweise, Arbeits- und Informationsmaterial sowie weitere 

 Auskünfte über Veranstaltungen und Entwicklungen einzelner Fortbildungssachgebiete 

 vermitteln oder zielgruppengerichtete Einladungen zu weiteren kirchlichen Fortbildungen und 

 Veranstaltungen ermöglichen wollen. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. 
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V. Kirchliche Abgaben, Finanzwesen, kirchliche Gerichte 
 

§ 15 
Steuerdaten der Kirchenmitglieder 

 
(1) Personenbezogene Daten, die in Ausübung der Berufs- und Amtspflicht von einer zur Wahrung 

 des Steuergeheimnisses verpflichteten Person übermittelt worden sind, dürfen nicht zu anderen 

 Zwecken als zur Verwaltung der Kirchensteuer sowie zur Führung des 

 Gemeindegliederverzeichnisses und zum Abgleich der Meldedaten verarbeitet werden. 

 

(2) Die Übermittlung der Steuerdaten der Kirchenmitglieder zwischen den steuererhebenden 

 Körperschaften, den kirchlichen Verwaltungsstellen und den zuständigen kirchlichen Stellen ist 

 zulässig, soweit dies im Rahmen einer ordnungsgemäßen Besteuerung erforderlich ist. 

 

§ 16 
Steuergeheimnis 

 

Die Wahrung des Steuergeheimnisses geht den Regelungen des Datenschutzes vor. 

 

§ 17 
Kirchenbeiträge 

 

Soweit die Kirchengemeinden, auch mit Hilfe der kirchlichen Verwaltungsstellen und automatisierter 

Verfahren, von den Kirchenmitgliedern anstelle der Ortskirchensteuer freiwillige Beiträge erheben, 

gelten die §§ 15 und 16 entsprechend. Die für die Beitragserhebung benötigten personenbezogenen 

Daten dürfen aus dem Gemeindegliederverzeichnis im Übrigen nur bei den betroffenen 

Kirchenmitgliedern erhoben und zu diesem Zweck verarbeitet werden. 

 

§ 18 
Dienstwohnungsinhaberinnen und Dienstwohnungsinhaber  

 
(1) Die zuständigen kirchlichen Stellen können, sofern sie Dienstwohnungen an Beschäftigte 

 überlassen, die personenbezogenen Daten der Dienstwohnungsinhaberinnen und 

 Dienstwohnungsinhaber verarbeiten, die zur Durchführung der dienstlichen 

 Nutzungsverhältnisse einschließlich der Abrechnung der Dienstwohnungsvergütung erforderlich 

 sind. Diese Daten können, soweit es zur ordnungsgemäßen Abwicklung der laufenden Vorgänge 

 und zur Überprüfung erforderlich ist, zwischen den in Satz 1 genannten Stellen ausgetauscht 

 werden. 

 

(2) Die steuerrechtlich geregelten Mitteilungspflichten bleiben unberührt. 

 

§ 19 
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden 

 
Die zuständigen kirchlichen Stellen sowie von ihnen Beauftragte können, sofern sie Dritten 

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte, Gebäude, Gebäudeteile und Wohnraum zur Miete oder 

sonst zur Nutzung überlassen oder daran Rechte einräumen oder Dritte ihnen solche Nutzungen und 

Rechte einräumen, die zur verwaltungsmäßigen Abwicklung und Überprüfung erforderlichen 

personenbezogenen Daten der Berechtigten oder Verpflichteten verarbeiten.  
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§ 20 
Wohnungsbewerbungen, Mietbeihilfen 

 
Die zuständigen kirchlichen Stellen und von diesen Beauftragte können die Daten von 

Bewerberinnen und Bewerbern für Wohnungen und von Antragstellern und Antragstellerinnen auf 

Mietbeihilfen und ähnliche Leistungen sowie von deren Familienangehörigen verarbeiten. Eine 

Offenlegung dieser Daten ist nur mit Einwilligung der Betroffenen zulässig. 

 

§ 21 
Darlehen, Gehaltsvorschüsse, Unterstützungen 

 
Die zuständigen kirchlichen Stellen sowie die von ihnen hierzu Beauftragten können die für die 

Gewährung von Darlehen, Gehaltsvorschüssen und Unterstützungen an kirchliche Mitarbeitende und 

Studierende sowie in besonderen anderen Fällen zur Sicherung und Tilgung der entsprechenden 

Forderungen und zur Vorlage von Verwendungsnachweisen notwendigen personenbezogenen Daten 

der Empfänger und Empfängerinnen der Beträge sowie deren dafür mithaftenden 

Familienangehörigen und der Bürgen verarbeiten. 

 

§ 22 
Friedhöfe 

 
(1) Zur Bewirtschaftung und Verwaltung der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sowie zur 

 Festsetzung und Einziehung von Gebühren dürfen von den Friedhofsträgern oder in ihrem 

 Auftrage die zu den vorgenannten Zwecken erforderlichen personenbezogenen Daten der 

 Verstorbenen und der Nutzungsberechtigten verarbeitet werden. 

 

(2) Im Rahmen der Zulassung und Überwachung der auf den Friedhöfen tätigen 

 Gewerbetreibenden des Friedhofs- und Bestattungsgewerbes dürfen von den Friedhofsträgern 

 die erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeitet werden. 

 

(3) Der Friedhofsträger darf zum Zwecke der Bestattung die notwendigen Daten der oder des 

 Verstorbenen sowie von Angehörigen an die Pfarrerin oder den Pfarrer übermitteln, die oder 

 der die Bestattung vornimmt. 

 

(4) Bei der Umbettung von Leichen dürfen den zuständigen Gesundheitsbehörden die notwendigen 

 Daten der Verstorbenen übermittelt werden. 

 

(5) Lässt sich ein Friedhofsträger bei Genehmigung von Grabmalen bezüglich deren Gestaltung von 

 Sachverständigen beraten, so dürfen den Sachverständigen die notwendigen 

 personenbezogenen Daten zur Prüfung der vorgelegten Anträge übermittelt werden. 

 

(6) Ist beim Betrieb von Grabstätten, Friedhöfen oder Friedhofsteilen die Einschaltung von 

 Sachverständigen erforderlich, so dürfen den Sachverständigen die notwendigen 

 personenbezogenen Daten offengelegt werden. 

 

(7) Zum Zwecke der Vollstreckung von Friedhofsgebühren dürfen den zuständigen Behörden die 

 notwendigen personenbezogenen Daten offengelegt werden. 

 

(8) Die Lage von Grabstätten darf Dritten auf entsprechende Nachfrage bekannt gegeben werden, 

 wenn diese ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen und anzunehmen ist, dass 

 schutzwürdige Belange der Verstorbenen und der Nutzungsberechtigten nicht beeinträchtigt 

 werden. 



 

 
 

13 
 
 

(9) Zum Gedenken und zur Fürbitte dürfen in Sterbe- oder Totenbücher, die in Kirchen oder 

 sonstigen kirchlichen Gebäuden allgemein zugänglich sind, Vornamen und Namen der 

 verstorbenen Person sowie Geburts- und Sterbedaten eingetragen werden. 

 

§ 23 
Kirchliche Gerichte 

 
(1) Die kirchlichen Stellen dürfen gespeicherte Daten an die kirchlichen Gerichte offenlegen, soweit 

 dies zur Erfüllung von deren Aufgaben erforderlich ist. 

 

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen nach vorheriger Anonymisierung oder 

 Pseudonymisierung auch für wissenschaftliche Zwecke an kirchliche Forschungseinrichtungen 

 offengelegt werden. 

 

VI. Fundraising 
 

§ 24 
Fundraising 

 
(1) Fundraising als kirchliche Aufgabe wahrgenommen, verbindet die Beziehungspflege mit dem 

 Werben um persönlichen und finanziellen Einsatz für kirchliche und diakonische Zwecke. 

 

(2) Kirchliche Stellen dürfen personenbezogene Daten von Gemeindegliedern und deren 

 Angehörigen, von den in der kirchlichen oder in der diakonischen Arbeit ehrenamtlich oder 

 neben- oder hauptberuflich Tätigen und von an der kirchlichen und diakonischen Arbeit 

 interessierten Personen für das Fundraising verarbeiten, soweit dies für die Durchführung des 

 Fundraisings erforderlich ist. 

 

(3) Die kirchlichen Stellen dürfen für das Fundraising ihre im Gemeindegliederverzeichnis und in 

 den Kirchenbüchern enthaltenen Daten von Kirchenmitgliedern und Familienangehörigen 

 nutzen, soweit kein melderechtlicher Sperrvermerk diese Nutzung ausschließt. 

 

(4) Kirchliche Stellen dürfen für das Fundraising Daten nutzen, die aus allgemein zugänglichen 

 Quellen entnommen oder zu diesem Zweck erworben werden. 

 

(5) Personenbezogene Daten der von diakonischen Einrichtungen betreuten oder behandelten 

 Personen (Patientendaten), ihrer Angehörigen, Bevollmächtigten sowie ihrer rechtlichen 

 Betreuerinnen und Betreuer dürfen nur mit deren Einwilligung verarbeitet werden. 

 

(6) Die für das Fundraising erhobenen personenbezogenen Daten sind zu löschen, soweit der 

 Löschung ein konkreter kirchlicher Auftrag, Rechtsvorschriften oder Aufbewahrungsfristen nicht 

 entgegenstehen.  

 

§ 25 
Datenübermittlung an andere kirchliche Stellen im Rahmen des Fundraisings 

 
(1) Personenbezogene Daten können an kirchliche Stellen offengelegt werden, wenn 

 

 1. die empfangende kirchliche Stelle sie ausschließlich für das eigene Fundraising nutzt; 

 2. die empfangende kirchliche Stelle sicherstellt, dass der Umfang und der Zeitpunkt des   

   Fundraisings mit der übermittelnden kirchlichen Stelle abgestimmt wird; 
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 3. die datenempfangende kirchliche Stelle sicherstellt, dass Widersprüche von  

   betroffenen Personen gegen die Datennutzung im Rahmen des Fundraisings beachtet    

   und der übermittelnden kirchlichen Stelle mitgeteilt werden und  

 4. ausreichende technische und organisatorische Datenschutzmaßnahmen unter 

   Beachtung des Schutzbedarfs der Anforderungen gemäß § 27 DSG-EKD vorliegen, von  

  denen sich die übermittelnde kirchliche Stelle im Zweifelsfall zu überzeugen hat. 

 

(2) Für das Fundraising kirchlicher Stellen dürfen nur folgende Daten von Kirchenmitgliedern und 

 ihren Familienangehörigen aus dem kirchlichen Meldewesen verarbeitet werden: 

 

 1. Name und gegenwärtige Anschrift; 

 2. Geburtsdatum, Geschlecht, Staatsangehörigkeit(en), Familienstand, Stellung in der  

   Familie; 

 3. Zahl und Alter der minderjährigen Kinder; 

 4. Religionszugehörigkeit und Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde. 

 

(3) Weitere Daten von Kirchenmitgliedern dürfen von den zuständigen kirchlichen Stellen für das 

 Fundraising verarbeitet werden, soweit dies für die Durchführung der Maßnahme erforderlich 

 ist, insbesondere: 

 

1. Name und Anschrift von Spendern und Spenderinnen, zugehörige Kirchengemeinde; 

2. Art, Betrag, Zweck und Zeitpunkt der geleisteten Spenden; 

3. Erteilung von Zuwendungsbestätigungen; 

4. Daten des Kontaktes; 

5. Daten der erforderlichen Buchhaltung; 

6. Daten zur statistischen analytischen Auswertung. 

 

Entsprechendes gilt für Personen, die mit der kirchlichen und diakonischen Arbeit in Beziehung 

getreten sind.  

 

(4) Spenden anlässlich von Jubiläen, Geburtstagen und Trauerfällen, die auf Veranlassung der 

 Jubilarin oder des Jubilars sowie von Familienangehörigen für einen kirchlichen Zweck 

 gesammelt werden, dürfen der veranlassenden Person mit Namen und Spendenhöhe bekannt 

 gegeben werden. 

 

§ 26 
Ausschluss der Nutzung 

 

Es ist sicherzustellen, dass Personen, die den Erhalt von Spendenaufrufen ausdrücklich nicht 

wünschen oder diesem widersprochen haben, von der Durchführung des Fundraisings 

ausgenommen werden. 

 

VII. Daten von Beschäftigten und Verzeichnisse über Personen und Dienste 
 

§ 27 
Personenangaben im Dienstbetrieb 

 

(1) Soweit in Ausübung von Dienst- und Arbeitsverhältnissen personenbezogene Daten verarbeitet 

 werden, ist § 49 DSG-EKD anzuwenden. 

 

(2) Die Weitergabe der Daten gemäß Absatz 1 ist insbesondere an Sozialversicherungsträger, 

 Träger betrieblicher Altersversorgung, und Finanzbehörden zulässig. 
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(3) Die in Anträgen auf die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und 

 Todesfällen enthaltenen personenbezogenen Daten von Familienangehörigen der 

 Antragstellenden dürfen nur von der für die Gewährung der Beihilfe zuständigen Stelle 

 verarbeitet werden. 

 

(4) Dienst- und mitarbeiterrechtliche Regelungen, insbesondere die Bestimmungen des 

 Mitarbeiter- und Mitarbeitervertretungsrechts und des Pfarrdienstrechts bleiben unberührt. 

 

§ 28 
Wahl zu kirchlichen Leitungsämtern und Organen 

 
Personenbezogene Daten der Kandidaten und Kandidatinnen für durch Wahl zu besetzende 

kirchliche Leitungsämter und für Sitze in kirchlichen Leitungsorganen dürfen für die öffentliche 

Bekanntgabe in folgendem Umfang verarbeitet werden: Familienname, Vorname, akademischer 

Titel, Beruf und Lebensalter und Anschrift. Die öffentliche Bekanntgabe kann durch andere Arten der 

Bekanntmachung ergänzt werden.  

 

§ 29 
Mitglieder von Organen und Ausschüssen 

 

Personenbezogene Daten von Mitgliedern der Leitungsorgane kirchlicher Stellen sowie von diesen 

gebildeten Ausschüssen und Arbeitsgruppen können verarbeitet werden, soweit dies für die Arbeit 

der genannten Gremien erforderlich ist. Die Daten dürfen in einer gemeinsamen Datei geführt 

werden, wenn der begrenzte Zugriff auf die Daten geregelt ist. 

 

§ 30 
Anschriftenverzeichnisse der verantwortlichen Stellen, Kirchliches Amtsblatt 

 

(1) Anschriftenverzeichnisse und digitale Adressbücher, die Namen, Dienst- oder 

 Amtsbezeichnungen, dienstliche Anschriften, Stellenbesetzungs-, Geburts- und ggf. 

 Ordinationsdaten von kirchlichen Mitarbeitenden und sonstigen Inhaberinnen und Inhabern 

 kirchlicher Ämter und Ehrenämter enthalten, dürfen für die kirchliche und diakonische Arbeit 

 unter Verwendung der vorliegenden Personendaten verarbeitet werden. Privatanschriften 

 können erhoben und für Anschriftenverzeichnisse genutzt werden, soweit dies für die 

 Erreichbarkeit erforderlich ist. Die Daten der Pastoren und Pastorinnen im Ruhestand dürfen 

 mit Namen, Dienstbezeichnungen, letzten Tätigkeiten, Geburtsdaten und Privatanschriften in 

 Anschriftenverzeichnisse aufgenommen werden. 

 

(2) Die Offenlegung dieser Daten an andere kirchliche oder öffentliche Stellen richtet sich nach § 8 

 DSG-EKD, die Offenlegung an sonstige Stellen richtet sich nach § 9 DSG-EKD. 

 

(3) Im Kirchlichen Amtsblatt dürfen folgende Personalnachrichten der Pastoren und Pastorinnen, 

 Prädikanten und Prädikantinnen, Pastorinnen und Pastoren im Ehrenamt, 

 Ältestenpredigerinnen und Ältestenprediger sowie der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 

 in Leitungsämtern mit Datum veröffentlicht werden, auch soweit das Amtsblatt im Internet 

 veröffentlicht wird: 

 

a) Name und die Tatsache der bestandenen Ersten oder Zweiten theologischen Prüfung,   

  Ordination sowie deren Aberkennung, Ernennung, Berufung, Besetzung, Abberufung,  

     Versetzung, Entlassung, Beendigung, Ausscheiden (aus dem Dienst), Ruhestand; 
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b) im Zusammenhang mit dem Versterben auch den Geburtsort, das Geburtsdatum,  

     Ordinationsort und -datum, Tätigkeitsorte und Beginn des Ruhestands. 

   

Entsprechendes gilt für die Personalnachrichten von Mitgliedern kirchlicher Leitungsorgane.  

 

(4) Für den Verlust der Rechte aus der Ordination gilt darüber hinaus § 5 Absatz 3 des 

 Kirchengesetzes zur Regelung der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der 

 Evangelischen Kirche in Deutschland. 

 

§ 31 
Einheitliche Datenverwaltungssysteme, Intranet 

 
(1) Personenbezogene Daten aus den Bereichen Ausbildungs-, Prüfungs-, Personal-, Stellen-, 

 Gremien-, Finanz- und Liegenschaftsverwaltung, aus diakonischen Arbeitsbereichen und 

 sonstigen kirchlichen Bereichen sowie Anschriftenverzeichnisse und digitale Adressbücher 

 dürfen, soweit dies aus organisatorischen Gründen erforderlich ist, im Rahmen eines 

 einheitlichen Datenverwaltungsprogramms verarbeitet werden.  

 

(2) Ein Zugriff auf die Daten ist auch zulässig, wenn es sich um einen Zugriff aus dem Intranet oder 

 eine verschlüsselte Verbindung aus dem Internet handelt. 

 

(3) Es ist sicherzustellen, dass die gespeicherten personenbezogenen Daten in der jeweiligen 

 kirchlichen Stelle nur den Personen zugänglich gemacht werden, die sie für die Erfüllung ihrer 

 Aufgaben benötigen. Durch technische und organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, 

 dass der Schutz der verarbeiteten personenbezogenen Daten gemäß § 27 DSG-EKD 

 gewährleistet ist und die Löschungsbestimmungen eingehalten werden. 

 

§ 32 
Versorgungskassen 

 
Die kirchlichen Versorgungskassen sind berechtigt, zur Bearbeitung und zur Zahlung von Alters- und 

Hinterbliebenenbezügen sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen 

diejenigen personenbezogenen Daten der kirchlichen Mitarbeitenden und der Empfänger von 

Versorgungsbezügen sowie deren Familienangehörigen zu verarbeiten, die für die Hebung der 

Beiträge und für die Berechnung und Zahlung der Versorgungsbezüge sowie für die Gewährung von 

Beihilfen notwendig sind. 

 

VIII. Personenbezogene Daten in der Öffentlichkeitsarbeit 
 

§ 33 
Gemeindebriefe, kirchliche Publikationen 

 
(1) Für Redakteurinnen und Redakteure von Gemeindebriefen, kirchlichen Publikationen, 

 Presseerklärungen und ähnlichen Verlautbarungen gilt § 51 DSG-EKD. 

 

(2) Stellen, die kirchliche Publikationen herstellen oder verbreiten, dürfen personenbezogene 

 Daten nur verarbeiten, soweit dies für die Erfüllung ihres Auftrags erforderlich ist. 
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§ 34 
Soziale Netzwerke 

 
(1) Soziale Netzwerke können von kirchlichen Stellen zur Information über die kirchliche und 

 diakonische Arbeit und zur Beziehungspflege mit Gemeindegliedern und deren Angehörigen, 

 den in der kirchlichen oder in der diakonischen Arbeit ehrenamtlich oder beruflich Tätigen und 

 den an der kirchlichen und diakonischen Arbeit interessierten Personen genutzt werden. 

 

(2) Mitarbeitende, die seitens der kirchlichen Stelle mit der Wahrnehmung der Kommunikation in 

 sozialen Netzwerken beauftragt sind, haben die für die dienstliche Nutzung erlassenen 

 Verhaltensregeln (Social Media Leitlinien), die datenschutzrechtlichen Regelungen, das 

 Urheberrecht sowie weitere rechtliche Bestimmungen insbesondere zur Verschwiegenheit zu 

 beachten. 

 

(3) Kirchliche Stellen können eigene soziale Netzwerke einrichten und betreiben. 

 

§ 35 
Kirchliche und öffentliche Auszeichnungen und Ehrungen 

 
(1) Zur Vorbereitung kirchlicher und öffentlicher Auszeichnungen und Ehrungen dürfen die 

 zuständigen kirchlichen Stellen die dazu erforderlichen personenbezogenen Daten einschließlich 

 besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des § 13 DSG-EKD verarbeiten, es 

 sei denn, dass der zuständigen Stelle bekannt ist, dass die betroffene Person ihrer kirchlichen 

 oder öffentlichen Auszeichnung oder Ehrung oder der damit verbundenen Datenverarbeitung 

 widersprochen hat. Auf Anforderung der in Satz 1 genannten Stellen dürfen kirchliche Stellen 

 die erforderlichen Daten übermitteln. Gleiches gilt auf Anforderung der zuständigen 

 öffentlichen Stellen. Eine Verarbeitung der personenbezogenen Daten für andere Zwecke ist nur 

 mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig. 

 

(2) Die §§ 17 bis 19 sowie 23 DSG-EKD finden keine Anwendung. 

 

IX. Diakonische Arbeitsbereiche 
 

§ 36 
Sozialgeheimnis 

 

Die Mitarbeitenden in diakonischen und sozialen Einrichtungen sind neben der Verpflichtung auf das 

Datengeheimnis gemäß § 26 DSG-EKD gesondert auf die Einhaltung des Sozialgeheimnisses nach den 

Vorschriften des SGB I (§ 35) zu verpflichten. 

 

§ 37 
Tageseinrichtungen für Kinder 

 
(1) Soweit für den Betrieb von Einrichtungen der Jugendhilfe, insbesondere Tageseinrichtungen für 

 Kinder, durch den Träger die Verarbeitung personenbezogener Daten erforderlich ist, sind die 

 Vorschriften über den Schutz personenbezogener Daten des SGB VIII und des SGB X 

 entsprechend anzuwenden. 

 

(2) Kirchliche und kommunale Stellen dürfen personenbezogene Daten im Rahmen der 

 Platzvergabe gemeinsam verarbeiten. 
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(3) Tageseinrichtungen für Kinder dürfen personenbezogene Daten der Kinder und 

 Erziehungsberechtigen verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihres Erziehungs-, Bildungs- und 

 Betreuungsauftrags erforderlich ist. 

 

(4) Personenbezogene Daten, die für die Festsetzung der Elternbeiträge erforderlich sind, dürfen 

 die Träger ausschließlich zu diesem Zweck verarbeiten. Die Daten nach Satz 1 sind bei den 

 Betroffenen selbst zu erheben; sie dürfen nicht an andere Stellen übermittelt werden, es sei 

 denn, eine kommunale Körperschaft benötigt sie zur Festsetzung, Erhebung, Überprüfung oder 

 Vollstreckung der Beiträge. Unterlagen dürfen nur im erforderlichen Umfang erhoben und 

 offengelegt werden. 

 

(5) Personenbezogene Daten der Kinder und deren Erziehungsberechtigte dürfen mit Einwilligung 

 der Erziehungsberechtigten für Zwecke der örtlichen Kirchengemeindearbeit verarbeitet 

 werden. Dies gilt für Zwecke des Schulwesens entsprechend. 

 

(6) Personaldaten dürfen vom Träger nur zu Zwecken der Abrechnung der Finanzhilfe von 

 staatlichen Stellen verarbeitet werden. 

 

§ 38 
Diakoniestationen 

 

(1) Soweit für den Betrieb von Einrichtungen der Diakonie- und Sozialstationen in Trägerschaft oder 

 in Mitverantwortung kirchlicher Stellen die Verarbeitung personenbezogener Daten erforderlich 

 ist, sind die Vorschriften über den Schutz personenbezogener Daten des SGB X sowie die 

 Vorschriften über die Pflichten der Leistungserbringer des SGB V entsprechend anzuwenden. 

 

(2) Die Verarbeitung von durch Diakonie- und Sozialstationen gespeicherten personenbezogenen 

 Daten der Kirchenmitglieder für Zwecke der Kirchengemeinde und für die pfarramtliche 

 Betreuung zur Erfüllung des seelsorgerischen Auftrags ist nur mit Einwilligung zulässig. 

 

§ 39 
Beratungsstellen 

 
(1) Kirchliche Beratungsstellen dürfen diejenigen personenbezogenen Daten verarbeiten, die für 

 die jeweils beantragte Beratung erforderlich sind. 

 

(2) Personenbezogene Daten nach Absatz 1 dürfen mit Einwilligung der betroffenen Person für 

 andere Beratungszwecke in derselben Einrichtung verwandt werden. 

 

§ 40 
Bewohner-, Patienten- und Klientendaten 

 
(1) Bewohner-, Patienten- und Klientendaten dürfen in kirchlichen und diakonischen Einrichtungen, 

 insbesondere in Krankenhäusern, Einrichtungen der Behinderten-, Suchtkranken-, Alten- und 

 Wohnungslosenhilfe sowie Arbeitslosenprojekten, nur verarbeitet werden, soweit dieses im 

 Rahmen der Vertragsbeziehung, zur verwaltungsmäßigen Abwicklung, zur Leistungsberechnung, 

 zur Erfüllung bestehender Dokumentationspflichten oder wegen eines damit im Zusammenhang 

 stehenden Rechtsstreites erforderlich ist. 
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(2) Die personenbezogenen Daten der in Absatz 1 genannten Personen dürfen mit Einwilligung der 

 betroffenen Person an den Krankenhausseelsorger und den jeweils örtlich zuständigen 

 Seelsorger übermittelt werden. Die Einwilligung soll bereits bei der Aufnahme in eine der in 

 Absatz 1 genannten Einrichtungen eingeholt werden. 

 

X. Schlussbestimmungen 
 

§ 41 
Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

 

 

Bückeburg, 12. Dezember 2018 

 

 

 

Dr. Manzke 

Vorsitzender des Landeskirchenrates 
 
 

3.                                         Rechtsverordnung über die Entschädigung 
von Lektoren, Prädikanten und Pastoren im Ruhestand 

für die Leitung von Gottesdiensten 
(Entschädigungsverordnung Leitung Gottesdienst - ELGVO) 

vom 17. September 2018   
 
Aufgrund von § 8 des Kirchengesetzes über die Beauftragung von Gemeindegliedern mit Aufgaben 

der öffentlichen Verkündigung vom 30. Mai 2015, zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 19. 

November 2016 (Lektoren- und Prädikantengesetz - LektPrädG) (KABl. 2016 S. 4) und aufgrund von  

§ 8 des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der Evangelischen 

Kirche in Deutschland vom 10. Juni 2017, zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 18. November 

2017 (BVGErgG) (Kirchl. Amtsbl. S. 2), erlässt der Landeskirchenrat der Ev.-Luth. Landeskirche 

Schaumburg-Lippe folgende Verordnung: 

 

§ 1 
Ehrenamtlichkeit des Lektoren- und Prädikantendienstes 

 
Lektoren und Prädikanten nehmen ihren Dienst vorbehaltlich der Bestimmungen des § 5 

ehrenamtlich wahr; sie erhalten nach Maßgabe der Bestimmungen des § 3 für die Leitung von 

Gottesdiensten im Bereich der Landeskirche eine pauschale Aufwandsentschädigung. 

  

§ 2 
Pastoren im Ruhestand 

 
Pastoren im Ruhestand erhalten Versorgung nach den in der Landeskirche geltenden versorgungs-

rechtlichen Bestimmungen; sie erhalten nach Maßgabe der Bestimmungen des § 3 für die Leitung 

von Gottesdiensten in Vertretung eines Pfarrstelleninhabers im Bereich der Landeskirche eine 

pauschale Aufwandsentschädigung. 
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§ 3 
Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die pauschale Aufwandsentschädigung beträgt bei 

 

 1. einem Gemeindegottesdienst als Lesegottesdienst oder bei freier  

  Wortverkündigung 30 Euro, 

 

 2. einem weiteren Gemeindegottesdienst als Lesegottesdienst oder bei  

  freier Wortverkündigung am selben Tage 20 Euro.  

 

(2) Durch die pauschale Aufwandsentschädigung sind grundsätzlich sämtliche Aufwendungen, die  

 zur Vor- und Nachbereitung eines Gottesdienstes erforderlich werden, abgegolten. Auf 

 Nachweis können im Einzelfall außergewöhnliche Aufwendungen von der Kirchengemeinde 

 erstattet werden.  

  

§ 4 
Reisekosten 

 
Lektoren, Prädikanten und Pastoren im Ruhestand erhalten für Reisen, die sie in Wahrnehmung ihres 

Dienstes im Bereich der Landeskirche durchführen, von der Landeskirche Reisekostenerstattungen 

nach den allgemeinen in der Landeskirche geltenden Bestimmungen. 

 

§ 5 
Hauptberufliche Beschäftigte 

 
Soweit Aufgaben der Lektoren sowie der Prädikanten kirchlichen Mitarbeitern als Teil ihres 

hauptberuflichen Dienstes übertragen sind, finden diese Bestimmungen keine Anwendung. Die 

Bestimmungen finden auch keine Anwendung auf besoldete Pastoren im aktiven Dienstverhältnis. 

  

§ 6 
Verfahren 

 
Die Abrechnung und Erstattung der Kosten erfolgt quartalsweise durch das Landeskirchenamt auf 

Grundlage eines vom Landeskirchenamt erstellten und auf der Homepage der Landeskirche 

veröffentlichten Formulars.  

§ 7  
Inkrafttreten 

 
Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Oktober 2018 in Kraft. Gleichzeitig treten die durch 

Rundverfügung Nr. 2 / 2012 vom Landeskirchenamt erlassenen Regelungen außer Kraft. 

 

 

Bückeburg, 17. September 2018 

 

 

 

Dr. Manzke 

Vorsitzender des Landeskirchenrates 
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4.                                            Verordnung des Landeskirchenrates 

betreffend Dienstbefreiung, Fortbildung und Urlaub 
der Ordinierten 

vom 12. Dezember 2018   
 
Aufgrund Art. 54 Abs. 1 Buchstabe b) der Verfassung der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe i. 

V. m. § 53 des Kirchengesetzes zur Regelung der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in 

der Evangelischen Kirche in Deutschland (Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD), vom 10. November 

2010, zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 8. November 2016  (ABl. EKD 2016, S. 325), erlässt 

der Landeskirchenrat die folgende Verordnung: 

 
Die folgenden Bestimmungen gelten für die Pastoren und Pastorinnen und die Superintendenten im 

Folgenden „Ordinierte“ genannt: 

 

§ 1 
Dienstbereich  

 

(1) Der Dienstbereich eines Pastors oder einer Pastorin ist grundsätzlich das Gebiet der jeweiligen 

 Kirchengemeinde. Der Dienstbereich des Superintendenten ist grundsätzlich der jeweilige 

 Kirchenbezirk.  

 
(2) Der Dienstbereich, in dem der oder die Ordinierte im Rahmen des besonderen kirchlichen 

 Auftrags den Dienst wahrnimmt (Landeskirchliche Beauftragung), ist in der Regel das Gebiet 

 der Landeskirche. Über Ausnahmen entscheidet das Landeskirchenamt.  
 

§ 2 
Erreichbarkeit im Dienstbereich 

 
(1) Ordinierte müssen sich grundsätzlich im Dienstbereich aufhalten und erreichbar sein. Die 

 Erreichbarkeit ist auch an dienstfreien Tagen mindestens durch technische Hilfsmittel 

 (Weiterschaltung von Anrufen, regelmäßig abgehörter Anrufbeantworter) sicherzustellen. 

 

(2) Entfernen sich Ordinierte aus dem Dienstbereich, so müssen sie grundsätzlich ebenfalls  

 erreichbar sein.   

 
§ 3 

Abwesenheit vom Dienstbereich  
 

(1) Eine Abwesenheit zur Wahrnehmung eines besonderen kirchlichen Auftrags oder einer 

 Nebentätigkeit und jede andere Abwesenheit von mehr als 24 Stunden Dauer sind vorher dem 

 Superintendenten anzuzeigen und vom Landeskirchenamt zu genehmigen. 

 

(2) Im Fall der Abwesenheit muss der Ordinierte für eine Vertretung sorgen und dieses anzeigen. 

 Die Vertretung ist vor Beginn der Abwesenheit sicherzustellen. Treten bei der Sicherstellung der 

 Vertretung Schwierigkeiten auf, so ist der Superintendent berechtigt, die Vertretung zu regeln. 
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§ 4 
Freizeiten oder Gemeindefahrten 

 
(1) Führen Ordinierte im Rahmen ihres dienstlichen Auftrags Freizeiten oder Gemeindefahrten 

 durch oder nehmen sie an Begegnungen im Rahmen der ökumenischen Partnerschaftsarbeit 

 teil, so ist die Hälfte der über 14 Tage im Kalenderjahr hinausgehenden Zeit auf den 

 Erholungsurlaub anzurechnen. Insgesamt darf im Kalenderjahr nicht mehr als die Hälfte des 

 Erholungsurlaubs für Freizeiten oder Begegnungen im Rahmen der ökumenischen 

 Partnerschaftsarbeit beansprucht werden. Konfirmandenfreizeiten, 

 Konfirmandenblockunterricht und Klausurtagungen des Gemeindekirchenrats oder des 

 Kirchenvorstandes außerhalb des Dienstbereichs werden nicht angerechnet.  

 

(2) Eine Abwesenheit zur Wahrnehmung von Aufgaben der Kur-, Urlauber-, Camping- und 

 Schiffsseelsorge bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt. Bei der Gewährung ist 

 die Hälfte der Zeit auf den Erholungsurlaub anzurechnen. 

 

§ 5 
Dienstbefreiung zur Fort- und Weiterbildung  

 
(1) Für die Teilnahme an anerkannten Fortbildungsveranstaltungen ist den Ordinierten unter 

 Belassung der Dienstbezüge vom Landeskirchenamt Dienstbefreiung zu gewähren, wenn 

 dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

 

(2) Die Dauer der Dienstbefreiung darf unter Einschluss der Teilnahmeverpflichtung für die 

 festgesetzten mehrtägigen Pfarrkonvente oder für die Fortbildung in den ersten Amtsjahren 

 jährlich zwölf Tage nicht überschreiten. Über Ausnahmen entscheidet das Landeskirchenamt. 

 
§ 6  

Gewährung des Erholungsurlaubs 
 

(1) Auf Antrag ist Erholungsurlaub zu gewähren. Bei der Beantragung muss der Ordinierte 

 nachweisen, dass und durch wen die Vertretung sichergestellt ist.  

 

(2) Bei der Antragstellung ist mitzuteilen, wie der Antragsteller oder die Antragstellerin während 

 des Erholungsurlaubs für den Notfall erreichbar ist. 

 

(3) Der Erholungsurlaub soll sich nicht über die hohen Feiertage erstrecken.  

 

(4) Pastoren und Pastorinnen, die mit der Erteilung von evangelischem Religionsunterricht 

 beauftragt sind, erhalten den ihnen zustehenden Erholungsurlaub während der Schulferien. 

 

§ 7 
Dauer des Erholungsurlaubs 

 
(1) Der Erholungsurlaub beträgt für Ordinierte für jedes Kalenderjahr 44 Kalendertage.  

 

(2) Schwerbehinderte und diesen gleichgestellte behinderte Pastoren und Pastorinnen erhalten 

 nach Maßgabe des für sie geltenden staatlichen Rechts sieben Kalendertage Zusatzurlaub.  
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(3) Der Urlaub beträgt für jeden vollen Monat der Dienstleistung ein Zwölftel des Jahresurlaubs.  

 Ergibt sich bei der Berechnung des Erholungsurlaubs ein Bruchteil von mindestens 0,5 eines 

 Tages, so wird dieser Bruchteil auf einen vollen Tag aufgerundet. Geringere Bruchteile werden 

 abgerundet. 

 

§ 8 
Antritt des Erholungsurlaubs und Verfall 

 
(1) Der Erholungsurlaub soll im Kalenderjahr genommen werden. Resturlaub, der nicht bis zum 

 Ablauf der ersten neun Monate des folgenden Urlaubsjahres angetreten worden ist, verfällt.  

 

(2) Ist der Erholungsurlaub aufgrund einer durch Krankheit bedingten Dienstunfähigkeit nicht 

 rechtzeitig angetreten worden, so verfällt er, wenn er nicht bis zum Ablauf der ersten drei 

 Monate des zweiten auf das Kalenderjahr folgenden Kalenderjahres angetreten worden ist.  

 

(3) Hat eine Ordinierte vor Beginn eines mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbots ihren 

 Erholungsurlaub nicht oder nicht vollständig erhalten, so kann dieser nach Ende des 

 Beschäftigungsverbotes im Jahr der Wiederaufnahme des Dienstes oder im nächsten 

 Kalenderjahr angetreten werden. 

 
§ 9 

Erkrankung während des Erholungsurlaubs 
 

Bei einer Erkrankung während des Erholungsurlaubs wird die Zeit der Dienstunfähigkeit nicht auf den 

Erholungsurlaub angerechnet, wenn der Ordinierte die Dienstunfähigkeit unverzüglich anzeigt und 

durch eine ärztliche Bescheinigung nachweist. Auf Verlangen muss ein amts- oder 

vertrauensärztliches Zeugnis vorgelegt werden. 

 
§ 10 

Widerruf und Verlegung des Erholungsurlaubs 
 

(1) Die Gewährung des Erholungsurlaubs kann aus dringenden dienstlichen Gründen ganz oder 

 teilweise widerrufen werden. Aufwendungen, die dem Ordinierten mit Rücksicht auf den 

 erteilten Erholungsurlaub entstanden sind, sind in angemessenem Umfang zu ersetzen. 

 

(2) Einem Antrag auf Verlegung oder auf vorzeitige Beendigung eines bereits gewährten 

 Erholungsurlaubs ist zu entsprechen, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

 

§ 11 
Sonderurlaub  

 
(1) Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, wird Ordinierten Sonderurlaub in 

 entsprechender Anwendung der für die Beamten und Beamtinnen des Landes Niedersachsen 

 geltenden Rechtsvorschriften gewährt.  
 
(2) Für die Teilnahme an Veranstaltungen, die im gesamtkirchlichen Interesse liegen und für die die 

 Vertretung gewährleistet ist, kann das Landeskirchenamt Sonderurlaub für bis zu sieben Tage 

 pro Kalenderjahr gewähren. Das Landeskirchenamt kann in begründeten Ausnahmefällen eine 

 Sonderregelung treffen.  
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§ 12 
Sonderurlaub aus persönlichen Gründen 

 
(1) Aus persönlichen Gründen kann Sonderurlaub unter Weitergewährung der Bezüge erteilt 

 werden bei 

 

 a. Niederkunft der Ehefrau für einen Arbeitstag,  

 b. Tod des Ehegatten, eines Kindes, eines Elternteils, eines Elternteils des Ehegatten, eines  

  Großelternteils, eines Stiefelternteils, eines Bruders oder einer Schwester für zwei   

  Arbeitstage. 

 

(2) Sonderurlaub unter Weitergewährung der Bezüge kann auch erteilt werden bei 

 

 a. der eigenen kirchlichen Trauung für einen Arbeitstag, 

 b. der Taufe, der Konfirmation oder der kirchlichen Trauung eines eigenen Kindes für einen 

 Arbeitstag.  

 

(3) Ordinierte, die sich in einem Promotionsverfahren befinden, kann zur Vorbereitung auf die 

 abschließende mündliche Prüfung ein Sonderurlaub von bis zu vier Wochen unter 

 Weitergewährung der Bezüge gewährt werden. 

 

§ 13 
Dienstfreie Tage 

 
(1) Ordinierte sollen an einem Tag in der Woche von dienstlichen Aufgaben befreit sein, soweit 

 dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Zusätzlich sollen sie möglichst einmal im Quartal ein 

 dienstfreies Wochenende haben.  

 

(2) Der dienstfreie Werktag kann nur mit dem Erholungsurlaub verbunden werden. 

 
§ 14 

Dienstbefreiung im Einzelfall 
 

Das Landeskirchenamt kann Ordinierten im Einzelfall bis zu zwei Tagen Dienstbefreiung erteilen, 

wenn dringende persönliche Gründe dies erfordern. 

 

§ 15 
Eingeschränkter Dienst 

 
Für Ordinierte im eingeschränkten Dienst können in einer Dienstordnung gesonderte Regelungen 

getroffen werden. Dienstfreie Tage können innerhalb einer Woche oder eines Monats 

zusammengefasst werden. 

 

§ 16 
Antrags- und Genehmigungsverfahren 

 
Die Abwesenheit vom Dienstbereich, der Urlaub oder die Dienstbefreiung sind mittels der vom 

Landeskirchenamt veröffentlichten Formulare so rechtzeitig beim zuständigen Superintendenten zu 

beantragen, so dass vor Beginn des Urlaubs oder der Dienstbefreiung eine Genehmigung durch das 

Landeskirchenamt erfolgen kann. Ordinierte mit einer Landeskirchlichen Beauftragung richten den 

Urlaubsantrag an die in der jeweiligen Dienstanweisung genannte Person. 
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§ 17 
Inkrafttreten  

 
(1) Diese Verordnung tritt zum 1. Januar 2019 in Kraft.  

 

(2) Sie ersetzt die Verordnung betreffend vom 25. Januar 2001 einschließlich der danach 

 ergangenen Änderungen. 

 

 

Bückeburg, 12. Dezember 2018 

 

 

 

Dr. Manzke 

Vorsitzender des Landeskirchenrates 

 
 
5.                            Verordnung der evangelischen Kirchen in Niedersachsen 

über die Durchführung der Zweiten theologischen Prüfung 
vom 28. Januar 2019   

 
Aufgrund Art. 54 Abs. 1 Buchstabe b) der Verfassung der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe 

i.V.m. § 8 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über 

die theologischen Prüfungen vom 20. Januar 1975, zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 29. 

März 2001, erlässt der Landeskirchenrat die folgende Verordnung: 

 

§ 1 
Zulassung 

 
(1) Voraussetzung für die Zulassung zur Zweiten theologischen Prüfung ist der Nachweis, dass die 

 Bewerberin oder der Bewerber den in den Kirchen jeweils vorgeschriebenen 

 Vorbereitungsdienst ordnungsgemäß ableistet oder abgeleistet hat. 

 

(2) Der Abstand zwischen der Ersten und der Zweiten theologischen Prüfung darf höchstens sechs 

 Jahre betragen. 

 

(3) Das Prüfungsamt kann in besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen von den Vorschriften 

 der Absätze 1 und 2 zulassen. 

 

§ 2 
Prüfungsabteilungen 

 
(1) Das Prüfungsamt beruft die Vorsitzenden und die weiteren Mitglieder der Prüfungsabteilungen 

 nach den von den Kirchen aufgestellten Vorschlagslisten und im Einvernehmen mit den Kirchen. 

 

(2) Jeder Prüfungsabteilung gehören einschließlich der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden 

 mindestens drei Ordinierte an.  

 

(3) Auf Vorschlag der Kirchen können zusätzlich in die Prüfungsabteilungen rechtskundige 

 Mitglieder eines kirchenleitenden Organes, Professorinnen oder Professoren der Theologie und 

 nichtordinierte Vertreterinnen oder Vertreter eines der Prüfungsfächer berufen werden. 
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(4) Für die mündliche Prüfung kann eine Prüfungsabteilung Unterabteilungen bilden. Jeder 

 Unterabteilung sollten mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfer angehören. 

 

(5) Die Zusammensetzung der Prüfungsabteilung wird dem Prüfling in der Regel bei der Mitteilung 

 über die Zulassung, spätestens drei Wochen vor dem Termin der mündlichen Prüfung 

 bekanntgegeben. Bei der Zuweisung zu den Prüfungsabteilungen ist die gliedkirchliche 

 Zugehörigkeit angemessen zu berücksichtigen. Ist eine Prüferin oder ein Prüfer an der Abnahme 

 der Prüfung verhindert, so beruft das Prüfungsamt unverzüglich eine Ersatzprüferin oder einen 

 Ersatzprüfer und teilt dies dem Prüfling mit. 

 

(6) Die praktischen Proben nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 werden durch mindestens ein Mitglied der 

 zuständigen Prüfungsabteilung abgenommen; die Vorsitzende oder der Vorsitzende der 

 Prüfungsabteilung kann im Falle der Verhinderung eines Mitgliedes eine Vertreterin oder einen 

 Vertreter bestellen, der der Prüfungsabteilung nicht anzugehören braucht. 

 

(7) Ist die Prüfungsabteilung zum Zeitpunkt der Probe in Religionspädagogik noch nicht gebildet 

 worden, so bestimmt das Prüfungsamt aus der Vorschlagsliste der betreffenden Kirche für diese 

 Probe die Vertreterin oder den Vertreter gemäß Absatz 6. 

 

(8) Den Mitgliedern des Prüfungsamtes ist auf ihren Wunsch Einsicht in die Prüfungsakten zu 

 gewähren. 

 

§ 3 
Prüfungsabschnitte 

 

(1) Die Prüfung gliedert sich in folgende vier Prüfungsabschnitte: 

 

 1. die praktischen Proben in Religionspädagogik und Homiletik,  

 2. den theologischen Essay,  

 3. die theologische Hausarbeit, 

 4. die mündliche Prüfung. 

 

(2) Der theologische Essay, die theologische Hausarbeit und die mündliche Prüfung erstrecken sich 

 auf folgende Fächer: 

 

 1. Gottesdienst, Predigt, Unterricht,  

 2. Seelsorge, Beratung, Kasualpraxis, 

 3. Gemeindeaufbau, Gemeindeleitung, Kirchenrecht, 

 4. Kirchenkunde mit einem der folgenden Prüfungsgebiete: 

  Mission, Ökumene, Diakonie, Kirchliche Öffentlichkeitsarbeit, 

  Kirchliche Bildungsarbeit, Weltanschauliche Gegenwartsfragen, 

  Regionale Kirchengeschichte, 

  ferner 

 5. Theologie des Alten und Neuen Testamentes im Rahmen kirchlichen Handelns, 

 6. Systematische Theologie im Rahmen kirchlichen Handelns. 
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(3) Die praktischen Proben nach Absatz 1 Nr. 1 werden während der Ausbildung in Verbindung mit 

 dem entsprechenden Ausbildungsabschnitt abgelegt, soweit nicht vom Prüfungsamt etwas 

 anderes bestimmt wird. Die praktische Probe in Religionspädagogik umfasst den innerhalb einer 

 Frist von sieben Tagen anzufertigenden schriftlichen Entwurf einer Unterrichtsstunde, das 

 Halten einer Unterrichtsstunde und ein Prüfungsgespräch. Wird die praktische Probe in 

 Religionspädagogik nicht im Zusammenhang mit dem Schulpraktikum abgelegt, so stehen zur 

 Anfertigung des Entwurfes 14 Tage zur Verfügung. Die praktische Probe in Homiletik umfasst 

 den innerhalb einer Frist von 14 Tagen anzufertigenden schriftlichen Entwurf einer Predigt, das 

 Halten eines öffentlichen Gottesdienstes und ein Prüfungsgespräch. 

 

(4) Der theologische Essay nach Abs. 1 Nr. 2 besteht aus der Erörterung eines aktuellen kirchlichen 

 oder gesellschaftlichen Themas aus theologischer Sicht. Für den Essay stehen fünf Kalendertage 

 zur Verfügung. Das Thema ist einem der in Absatz 2 genannten Fächer zu entnehmen. Der 

 theologische Essay ersetzt eine der mündlichen Prüfungen nach Absatz 6, nicht jedoch aus den 

 Fächern nach Abs. 2 Nr. 5 und 6. 

 

(5) Die theologische Hausarbeit nach Absatz 1 Nr. 3 besteht in der Anfertigung einer auf den Dienst 

 des Pfarrers bezogenen theologischen Abhandlung. Für die Hausarbeit stehen zwei Wochen zur 

 Verfügung. Das Thema ist einem der in Absatz 2 genannten Fächer zuzuordnen. 

 

(6) Die mündliche Prüfung nach Absatz 1 Nr. 4 besteht aus einem Prüfungsgespräch über die 

 theologische Hausarbeit im Rahmen des Faches oder des Prüfungsgebietes, dem ihr Thema 

 zugeordnet worden ist sowie aus je einem Prüfungsgespräch in vier weiteren Fächern nach 

 Absatz 2 Nr. 1 bis 4. Im Fach Kirchenkunde wird das Prüfungsgespräch auf eines der in Absatz 2 

 Nr. 4 genannten Prüfungsgebiete beschränkt. 

 

(7) Das Nähere über die Wahlmöglichkeiten des Prüflings wird durch Richtlinien des Prüfungsamtes 

 geregelt. 

 

(8) Über den Verlauf der praktischen Proben und der mündlichen Prüfung werden Niederschriften 

 gefertigt, die den Prüfungsgang zusammenfassend wiedergeben. 

 

(9) Bei den Prüfungsgesprächen zu den praktischen Proben und bei der mündlichen Prüfung ist die 

 Öffentlichkeit ausgeschlossen. Die Mitglieder des Prüfungsamtes und der Prüfungsabteilungen 

 haben das Recht, nach vorheriger Absprache mit der oder dem Vorsitzenden der 

 Prüfungsabteilung an der Abnahme der mündlichen Prüfung als Zuhörer teilzunehmen. Über die 

 Teilnahme sonstiger Zuhörerinnen oder Zuhörer an der mündlichen Prüfung werden nähere 

 Bestimmungen durch Richtlinien des Prüfungsamtes getroffen. Die Teilnahme sonstiger 

 Zuhörerinnen oder Zuhörer erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse. 

 

§ 4 
Prüfungsergebnisse 

 
(1) Die Ergebnisse der praktischen Proben, des theologischen Essays, der theologischen Hausarbeit 

 und der mündlichen Prüfung in den einzelnen Fächern werden wie folgt bewertet:  

 

  sehr gut 

  gut 

  befriedigend 

  ausreichend 

  mangelhaft 

  ungenügend. 
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(2) Nach Beendigung der Prüfung entscheidet die Prüfungsabteilung unter Würdigung der 

 Gesamtpersönlichkeit des Prüflings und der Ausgewogenheit seiner Leistungen über das 

 Schlussergebnis. Es wird in den folgenden Noten zusammengefasst: 

 

   sehr gut bestanden 

   gut bestanden 

   befriedigend bestanden 

   bestanden 

   nicht bestanden. 

 

 Die Bewertung der Einzelleistungen und die Ermittlung des Schlussergebnisses werden durch 

 Richtlinien des Prüfungsamtes geregelt. 

 

(3) Die Prüfung kann nicht abgeschlossen werden, wenn die Bewertung beider praktischer Proben 

 schlechter als „ausreichend“ lautet. In diesem Falle ist eine einmalige Wiederholung beider 

 praktischer Proben erforderlich. 

 

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn das Schlussergebnis die erforderlichen Leistungen 

 insgesamt nicht erreicht. Die Prüfung ist ferner nicht bestanden, wenn  

 

 1. beide praktischen Proben auch nach Wiederholung schlechter als mit „ausreichend“   

   bewertet wurden oder wenn eine der praktischen Proben auch nach Wiederholung mit  

   „ungenügend“ bewertet wurde, 

 2. in den Prüfungsabschnitten nach § 3 Absatz 1 Nr. 2, 3 und 4 (theologischer Essay,   

   theologische Hausarbeit und mündliche Prüfung) die erforderlichen Leistungen insgesamt  

   nicht erreicht wurden, 

 3. im theologischen Essay und einem Fach der mündlichen Prüfung oder in zwei Fächern der  

   mündlichen Prüfung ein „ungenügend“ erzielt wurde. 

 

§ 5 
Täuschung 

 
(1) Besteht Anlass zu dem Verdacht, dass ein Prüfling versucht hat, das Ergebnis der 

 Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu 

 beeinflussen, so wird die Prüfung nach Abschluss des Prüfungsteiles durch die 

 Prüfungsabteilung oder deren Vorsitzende oder Vorsitzenden oder eine von diesen beauftragte 

 Person unterbrochen. 

 

(2) Bestätigt sich nach Anhörung des Prüflings der Verdacht, so wird der Prüfling von der Prüfung 

 ausgeschlossen und die Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt. Die Entscheidung trifft die 

 Prüfungsabteilung; der Vorsitzende der Prüfungsabteilung hat allein zu entscheiden, wenn die 

 Prüfungsabteilung nicht versammelt ist. 

 

(3) In leichten Fällen kann dahin entschieden werden, dass die Prüfung unter Wiederholung des 

 Prüfungsteiles fortgesetzt wird. 

 

(4) Hat der Prüfling bei den praktischen Proben getäuscht, so entscheidet das Prüfungsamt über 

 das weitere Prüfungsverfahren. 

 

(5) Im Wiederholungsfalle kann das Prüfungsamt den Prüfling von jeder weiteren Prüfung 

 ausschließen. 
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(6) Hat der Prüfling bei der Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

 Zeugnisses bekannt, so kann das Prüfungsamt die Prüfung für „nicht bestanden“ erklären. 

 

§ 6 
Rücktritt 

 
(1) Tritt der Prüfling zurück, bevor die Frist für die Abgabe der schriftlichen Hausarbeit abgelaufen 

 ist, so kann er zum nächstmöglichen Termin erneut zugelassen werden. Ein solcher Rücktritt ist 

 nur einmal möglich; bei Vorliegen von außergewöhnlichen Umständen kann eine weitere 

 Zulassung zur Prüfung ausgesprochen werden. Die praktischen Proben können angerechnet 

 werden.  

  

(2) Tritt der Prüfling später oder zum wiederholten Male zurück, so gilt die Prüfung als nicht 

 bestanden. Das Prüfungsamt kann etwas anderes anordnen, wenn der Prüfling durch zwingende 

 Gründe an der Fortsetzung der Prüfung verhindert ist und die Verhinderung unverzüglich 

 angezeigt wurde. Das Prüfungsamt entscheidet in diesem Falle über das weitere Verfahren; es 

 kann auch dahin entscheiden, dass der Prüfling zum nächstmöglichen Termin erneut zugelassen 

 wird. Bereits vorliegende Prüfungsleistungen können auf Antrag des Prüflings anerkannt 

 werden. 

 

(3) Bestehen die zwingenden Gründe in einer Erkrankung, so ist eine vom Tage der Erkrankung, 

 spätestens vom Tage der Prüfungsleistung datierende ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Der 

 Vorsitzende der Prüfungsabteilung kann weitere Nachweise anfordern und Ermittlungen 

 anstellen. 

 

(4) Der Rücktritt ist der oder dem Vorsitzenden der Prüfungsabteilung schriftlich oder bei 

 Anwesenheit mündlich zu Protokoll zu erklären. 

 

(5) Hält der Prüfling gesetzte Fristen und Termine nicht ein, so gelten die Vorschriften der Absätze 2 

 bis 4 entsprechend mit der Maßgabe, dass der Prüfling die Erklärung formlos abgeben und dass 

 der Vorsitzende der Prüfungsabteilung die Frist verlängern oder einen neuen Termin setzen 

 kann, wenn der Prüfling ausreichende Gründe für das Versäumnis hat. 

 

§ 7 
Nichtbestehen der Prüfung 

 
(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann zum nächstmöglichen Termin erneut zugelassen 

 werden. Wer die Prüfung gemäß § 4 Absatz 4 Satz 2 Nr. 2 nicht bestanden hat, hat beim 

 nächsten Versuch lediglich eine schriftliche Hausarbeit anzufertigen und die mündliche Prüfung 

 abzulegen. Die Bewertungen der praktischen Proben werden in diesem Falle bei der Ermittlung 

 des Schlussergebnisses einbezogen. 

  

(2) Wer die Prüfung auch beim zweiten Versuch nicht bestanden hat, soll ein drittes Mal nicht 

 wieder zugelassen werden. In besonderen Fällen kann das Prüfungsamt Ausnahmen machen. 

 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Prüflinge, die eine Zweite 

 theologische Prüfung in einer anderen Landeskirche nicht bestanden haben. 
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§ 8 
Zeugnis 

 

Der Prüfling erhält nach Abschluss der Prüfung ein Zeugnis, das die Ergebnisse (§ 4 Abs. 1) und die 

Note des Schlussergebnisses (§ 4 Abs. 2) ausweist. Das Zeugnis erhält das Datum des Tages, an dem 

die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. 

 

§ 9 
Akteneinsicht 

 
Der Prüfling hat das Recht, innerhalb von drei Monaten nach Zustellung des Zeugnisses seine 

vollständigen Prüfungsakten in der für ihn zuständigen aktenführenden Stelle persönlich einzusehen. 

Nebenakten dürfen nicht geführt werden. War der Prüfling ohne sein Verschulden verhindert, die 

Dreimonatsfrist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag die nachträgliche Einsichtnahme innerhalb einer 

angemessenen Frist zu gestatten. Der Antrag ist vom Prüfling binnen zwei Wochen nach Wegfall des 

Hindernisses an die für ihn zuständige aktenführende Stelle zu richten. 

 

§ 10 
Erlass von Richtlinien 

 
(1) Das Prüfungsamt erlässt im Rahmen der Prüfungsgesetze der beteiligten Kirchen und dieser 

 Ausführungsverordnung Richtlinien über die Gestaltung der Prüfung. 
 
(2) Beschlüsse des Prüfungsamtes über Richtlinien gemäß Absatz 1 werden einmütig gefasst. Ist 

 keine Einmütigkeit zu erzielen, so holt das Prüfungsamt die Entscheidung des Rates der 

 Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen ein. 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 1. März 2019 in Kraft. 

 

 

Bückeburg, 28. Januar 2019 

 

 

 

Dr. Manzke 

Vorsitzender des Landeskirchenrates 
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6.                                       Beschluss über die Landeskirchensteuer der 
Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe  

im Land Niedersachsen für die Haushaltsjahre 2019 und 2020  
vom 24. November 2018   

 

I. 
 

Die Landeskirchensteuer der Kirchenmitglieder, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 

Land Niedersachsen haben, beträgt für die Jahre 2019 und 2020 9 vom Hundert der 

Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer, veranlagte Einkommensteuer), höchstens 

jedoch 3,5 vom Hundert des zu versteuernden Einkommens bzw. des auf das zu versteuernde 

Einkommen umzurechnenden Arbeitslohnes, von dem die Lohnsteuer berechnet wird. 

 

Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die Vorschriften des § 51 a des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Auch bei der 

Berechnung der Höchstbegrenzung ist in Fällen, in denen Tatbestände nach § 51 a Absatz 2 und 2 a 

EStG zu berücksichtigen sind, das zu versteuernde Einkommen maßgeblich, das sich unter 

Berücksichtigung des § 51 a Absatz 2 und 2 a  EStG ergeben würde. Der Kirchensteuerabzug vom 

Kapitalertrag ist bei Anwendung der Höchstbegrenzung auf die übrige Kirchensteuer vom 

Einkommen nur anzurechnen, soweit die zugrunde liegenden Kapitalerträge in die Ermittlung des zu 

versteuernden Einkommens einbezogen wurden.  

 

In Fällen der Lohnsteuerpauschalierung beträgt die Kirchensteuer 6 vom Hundert der pauschalen 

Lohnsteuer. Weist der Arbeitgeber die Nichtzugehörigkeit einzelner Arbeitnehmer zur Landeskirche 

nach, so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erheben; für die übrigen Arbeitnehmer beträgt die 

Kirchensteuer 9 vom Hundert der pauschalen Lohnsteuer. Gleiches ist anzuwenden bei pauschaler 

Einkommensteuer, die als Lohnsteuer gilt. Im Übrigen wird auf die Regelungen des gleich lautenden 

Erlasses der obersten Finanzbehörden der Bundesländer vom 8. August 2016 (BStBl. I S. 773) oder 

des den zuvor benannten Erlass ersetzenden Erlasses hingewiesen. 

 

Bei den Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer innerhalb des Landes 

Niedersachsen gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die Landeskirchensteuer von den 

dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegenden Bezügen im Lohnabzugsverfahren von den 

Arbeitgebern einbehalten.  

 

Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer außerhalb des Landes Niedersachsen 

gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die Landeskirchensteuer nach dem in dem 

betreffenden Bundesland geltenden Kirchensteuersatz einbehalten. 

 

II. 

Die Landeskirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, deren Ehegatte einer steuererhebenden Kirche 

nicht angehört, ein besonderes Kirchgeld, sofern die Ehegatten nach dem Einkommensteuergesetz 

zusammen veranlagt werden. Das besondere Kirchgeld bemisst sich nach dem gemeinsam zu 

versteuernden Einkommen; es gilt folgende Tabelle: 
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Stufe 

Bemessungsgrundlage 

gemeinsam zu versteuerndes Einkommen  

(§ 2 Abs. 5 EStG) 

Euro 

 

besonderes 

Kirchgeld 

Euro 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

30 000 – 37 499 

37 500 – 49 999 

50 000 – 62 499 

62 500 – 74 999 

75 000 – 87 499 

87 500 – 99 999 

100 000 – 124 999 

125 000 – 149 999 

150 000 – 174 999 

175 000 – 199 999 

200 000 – 249 999 

250 000 – 299 999 

  300 000    und mehr 

96 

156 

276 

396 

540 

696 

840 

1 200 

1 560 

1 860 

 2 220 

2 940 

3 600 

 

Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird. Die 

Vorschriften des § 2 Abs. 3 Satz 1 des Kirchensteuerrahmengesetzes sind auf das besondere 

Kirchgeld anzuwenden. 

 

Bei der Berechnung des besonderen Kirchgeldes sind die Vorschriften des § 51 a EStG in der jeweils 

geltenden Fassung zu beachten. 

 

Liegen die Voraussetzungen für die Erhebung des besonderen Kirchgeldes nicht während des 

gesamten Veranlagungszeitraumes vor, so ist der Jahresbetrag des besonderen Kirchgeldes mit je 

einem Zwölftel für jeden vollen Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Erhebung des 

besonderen Kirchgeldes bestanden haben, festzusetzen. 

 

Soweit der Ehegatte des Kirchenmitglieds im selben Veranlagungszeitraum einen 

Kirchenmitgliedsbeitrag an eine Religionsgemeinschaft entrichtet und das Kirchenmitglied dies durch 

Vorlage einer entsprechenden Bestätigung der Körperschaft nachgewiesen hat, kann die 

Landeskirche auf gesonderten Antrag des Kirchenmitglieds hin das besondere Kirchgeld bis zur Höhe 

des entrichteten Kirchenmitgliedsbeitrages erstatten. Der Antrag ist innerhalb eines Jahres 

(Ausschlussfrist) an das Landeskirchenamt zu richten. Die Frist beginnt mit der Bekanntgabe des 

Steuerbescheides. 

 

III. 

Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen werden, wenn deren Einziehung nach Lage des 

einzelnen Falles unbillig wäre. 

  

Die Landeskirche kann auf Antrag im Einzelfall bei bestehender Kirchenmitgliedschaft bis zu 50 vom 

Hundert der Kirchensteuer - maximal 50 vom Hundert der Gesamtkirchensteuer - ermäßigen, die das 

für die Besteuerung des Kirchenmitglieds zuständige Finanzamt auf ermäßigt zu besteuernde 

außerordentliche Einkünfte nach § 34 EStG oder steuerfreie Beträge im Sinne von § 3 Nr. 40 Buchst. 

b und c EStG, die dem Grunde nach den Veräußerungsgewinnen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG 

entsprechen, festgesetzt hat. 
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Der Antrag nach Absatz 2 ist innerhalb von fünf Jahren (Ausschlussfrist) an das Landeskirchenamt zu 

richten. Die Frist beginnt mit der formellen Bestandskraft (Unanfechtbarkeit) des betreffenden 

Steuerbescheides. 

 

Unter den gleichen Voraussetzungen können bereits entrichtete Beträge erstattet oder angerechnet 

werden. Das Landeskirchenamt kann Erlassrichtlinien festlegen. 

 

IV. 
 

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen sind auch auf Lebenspartner und 

Lebenspartnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden. 

 

 

Bückeburg, 24. November 2018 

 

 

 

                   Kiefer Dr. Manzke 

       Präsident der Landessynode    Vorsitzender des Landeskirchenrates 

 

 
7.                                       Beschluss über die Landeskirchensteuer der 

Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe für den im Lande 
Nordrhein-Westfalen gelegenen Teil  

für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 
vom 24. November 2018 

 
I. 

 

Die Landeskirchensteuer der Kirchenmitglieder der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Schaumburg-Lippe, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Nordrhein-Westfalen 

haben, beträgt für die Jahre 2019 und 2020 9 vom Hundert der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer, veranlagte Einkommensteuer). 

 

Dieser Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauschalierung der Lohnsteuer sowie für die pauschale 

Einkommensteuer, die als Lohnsteuer gilt; er wird auf 7 vom Hundert der Lohnsteuer ermäßigt, 

wenn der Arbeitgeber von der Vereinfachungsregelung nach Nr. 1 des gleich lautenden Erlasses der 

obersten Finanzbehörden der Bundesländer vom 8. August 2016 (BStBl. I. S. 773) oder von der 

entsprechenden Regelung des den zuvor benannten Erlass ersetzenden Erlasses Gebrauch macht. 

 

Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die Vorschriften des § 51 a des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Auch bei der 

Berechnung der Höchstbegrenzung ist in Fällen, in denen Tatbestände nach § 51 a Absatz 2 und 2 a 

EStG zu berücksichtigen sind, das zu versteuernde Einkommen maßgeblich, das sich unter 

Berücksichtigung des § 51 a Absatz 2 und 2 a  EStG ergeben würde. Der Kirchensteuerabzug vom 

Kapitalertrag ist bei Anwendung der Höchstbegrenzung auf die übrige Kirchensteuer vom 

Einkommen nur anzurechnen, soweit die zugrunde liegenden Kapitalerträge in die Ermittlung des zu 

versteuernden Einkommens einbezogen wurden. 
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Auf Antrag wird die Landeskirchensteuer vom Landeskirchenamt auf 3,5 vom Hundert des zu 

versteuernden Einkommens ermäßigt. 

 

II. 
Die Landeskirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, deren Ehegatten einer steuererhebenden 

Kirche nicht angehören, ein besonderes Kirchgeld (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe), sofern 

die Ehegatten nach dem Einkommensteuergesetz zusammen veranlagt werden. Das besondere 

Kirchgeld bemisst sich nach dem gemeinsam zu versteuernden Einkommen; es gilt folgende Tabelle: 

 

 

 

 

Stufe 

Bemessungsgrundlage 

gemeinsam zu versteuerndes Einkommen  

(§ 2 Abs. 5 EStG) 

Euro 

 

besonderes 

Kirchgeld 

Euro 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

30 000 – 37 499 

37 500 – 49 999 

50 000 – 62 499 

62 500 – 74 999 

75 000 – 87 499 

87 500 – 99 999 

100 000 – 124 999 

125 000 – 149 999 

150 000 – 174 999 

175 000 – 199 999 

200 000 – 249 999 

250 000 – 299 999 

  300 000    und mehr 

96 

156 

276 

396 

540 

696 

840 

1 200 

1 560 

1 860 

 2 220 

2 940 

3 600 

 

Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird. Die 

Vorschriften des § 4 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 4 des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im 

Land Nordrhein-Westfalen (Kirchensteuergesetz - KiStG) sind auf das besondere Kirchgeld 

anzuwenden. 

 

Bei der Berechnung des besonderen Kirchgeldes sind die Vorschriften des § 51 a EStG in der jeweils 

geltenden Fassung zu beachten. 

 

Liegen die Voraussetzungen für die Erhebung des besonderen Kirchgeldes nicht während des 

gesamten Veranlagungszeitraumes vor, so ist der Jahresbetrag des besonderen Kirchgeldes mit je 

einem Zwölftel für jeden vollen Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Erhebung des 

besonderen Kirchgeldes bestanden haben, festzusetzen. 

 

III. 
Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen werden, wenn deren Einziehung nach Lage des 

einzelnen Falles unbillig wäre. 

  

Die Landeskirche kann auf Antrag im Einzelfall bei bestehender Kirchenmitgliedschaft bis zu 50 vom 

Hundert der Kirchensteuer - maximal 50 vom Hundert der Gesamtkirchensteuer - ermäßigen, die das 

für die Besteuerung des Kirchenmitglieds zuständige Finanzamt auf ermäßigt zu besteuernde 

außerordentliche Einkünfte nach § 34 EStG oder steuerfreie Beträge im Sinne von § 3 Nr. 40 Buchst. 

b und c EStG, die dem Grunde nach den Veräußerungsgewinnen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG 

entsprechen, festgesetzt hat. 
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Der Antrag nach Absatz 2 ist innerhalb von fünf Jahren (Ausschlussfrist) an das Landeskirchenamt zu 

richten. Die Frist beginnt mit der formellen Bestandskraft (Unanfechtbarkeit) des betreffenden 

Steuerbescheides. 

 

Unter den gleichen Voraussetzungen können bereits entrichtete Beträge erstattet oder angerechnet 

werden. Das Landeskirchenamt kann Erlassrichtlinien festlegen. 

 

IV. 
 

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen sind auch auf Lebenspartner und 

Lebenspartnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden. 

 

Bückeburg, 24. November 2018 

 

 

 

                   Kiefer Dr. Manzke 

         Präsident der Landessynode   Vorsitzender des Landeskirchenrates 

 

 

8.                                       Beschluss über die Landeskirchensteuer der 
Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe  

im Land Niedersachsen für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 
 

Im Einvernehmen mit dem Niedersächsischen Finanzministerium genehmige ich den 

Landeskirchensteuerbeschluss für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 vom 24. November 2018 

gemäß § 2 Abs. 9 des Kirchensteuerrahmengesetzes (KiStRG) i. d. F. vom 10. Juli 1986 (Nds. GVBl. S. 

281), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 465). 

 

Eine entsprechende Bekanntmachung wird gemäß § 2 Abs. 9 Satz 2 KiStRG im Niedersächsischen 

Ministerialblatt veröffentlicht. 

 

 

Hannover, 17. Januar 2019 

 

Niedersächsisches Kultusministerium 
 
 
9.                                       Beschluss über die Landeskirchensteuer der 

Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe für den im Lande 
Nordrhein-Westfalen gelegenen Teil  

für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 
 
Das Ministerium der Finanzen und die Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen haben den 

Kirchensteuerbeschluss für die Steuerjahre 2019 und 2020 gemäß § 16 und § 17 KiStG staatlich 

anerkannt. 

 

 

Düsseldorf, 14. Dezember 2018 

 

Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 
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  II. Evangelische Kirche in Deutschland   
 
 
1.                               Berichtigung des Kirchengesetz über den Datenschutz  

der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD-Datenschutzgesetz – DSG-EKD) 

vom 15. September 2018 
 
Das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland ist berichtigt 

worden. Das Gesetz zur Berichtigung des Kirchengesetzes ist im Amtsblatt der Evangelischen Kirche 

in Deutschland veröffentlicht (ABl. EKD S. 215). Der berichtigte Wortlaut des EKD-

Datenschutzgesetzes ist unter der Internet-Adresse: www.kirchenrecht-ekd.de verfügbar. 

 
 

  III. Mitteilungen   
 
 
1.  Rundverfügungen und Mitteilungen des Landeskirchenamtes 
 
Rundverfügung Nr. 3/2018 vom 12. September 2018 Neufassung des Reiserechts - 

Reisepreissicherung 

Rundverfügung Nr. 4/2018 vom 30. Oktober 2018 Neuregelung der Entschädigung für die Leitung 

        von Gottesdiensten durch Lektoren,   

        Prädikanten und Pastoren im Ruhestand in der  

        Evangelisch-Lutherischen Landeskirche   

        Schaumburg-Lippe 

Rundverfügung Nr. 1/2019 vom 10. Januar 2019 Neuregelung der Dienstbefreiung, Fortbildung  

        und Urlaub der Ordinierten in der Evangelisch- 

        Lutherischen Landeskirche Schaumburg-Lippe 

Rundverfügung Nr. 2/2019 vom 10. Januar 2019 Wahl der Mitarbeitervertretungen 

 

Mitteilung Nr. 4/2018 vom 28. August 2018 Internationaler Tag des Friedens am 21.   

        September 2018 

2.  Personalien 
 
Herrn Pastor Cord Wilkening ist mit Wirkung vom 1. Juli 2018 die Pfarrstelle der Ev.-Luth. 

Kirchengemeinde Altenhagen-Hagenburg übertragen worden. 

 

Herrn Pastor Lutz Gräber ist mit Wirkung vom 1. August 2018 die Stelle des Theologischen 

Referenten im Landeskirchenamt übertragen worden. 

 

Herrn Pastor Jan-Peter Hoth ist zum 1. August 2018 eine landeskirchliche Pfarrstelle mit einem 

Stellenumfang von 50 v.H. in der Kirchengemeinde Lindhorst übertragen worden. 

 

Vikarin Frau Anneliese Hoffmann ist zum 8. Oktober 2018 in den Dienst der Landeskirche getreten. 

 

Herr Pastor Hartmut Steinwachs ist zum 30. November 2018 in den Ruhestand getreten. 

 
 

Herausgegeben von der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe 

Verantwortlich für die Schriftführung: Landeskirchenamt Bückeburg, Bahnhofstraße 6, 31675 Bückeburg 


